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Einleitung

„Ärgernis Pflichtteil?“, so lautet der Titel eines Beitrags in der Jubiläums-
festschrift des Rheinischen Notariats.1 Ihm lässt sich bereits entnehmen,
dass das Pflichtteilsrecht vielen Erblassern ein Dorn im Auge ist. Das
Pflichtteilsrecht sichert den nächsten Angehörigen eine gewisse Mindest-
beteiligung am Nachlass des Erblassers.2 Grundsätzlich kann der Erblasser
im Wege der Testierfreiheit frei darüber verfügen, wem sein Vermögen
nach seinem Tode zukommen soll. Er kann durch Testament oder Erbver-
trag nach seinem Belieben einen Erben bestimmen und dadurch die ge-
setzliche Verwandtenerbfolge ausschließen. Er ist nicht verpflichtet, sei-
nen nächsten Angehörigen etwas zuzuwenden.3 Aufgrund des Pflichtteils-
rechts, geregelt in den §§ 2303-2328 BGB, kann der Erblasser die Beteili-
gung der nächsten Angehörigen an seinem Vermögen jedoch nicht gänz-
lich verhindern. Im Falle ihrer Enterbung steht ihnen gemäß
§ 2303 Abs. 1 BGB ein Pflichtteilsanspruch in Höhe der Hälfte des Wertes
des gesetzlichen Erbteils zu. Der Pflichtteilsanspruch führt indes nicht da-
zu, dass die Pflichtteilsberechtigten Miterben werden. Sie werden ledig-
lich in Form eines Geldanspruchs – gerichtet gegen den bzw. die Erben –
am Nachlass beteiligt.4 Das Pflichtteilsrecht stellt somit eine Kompromiss-
lösung zwischen Familienerbrecht einerseits und Testierfreiheit anderer-
seits dar.5

A.

1 v. Dickhuth-Harrach, in: FS Rheinisches Notariat, S. 185 ff.
2 Vgl. Palandt/Weidlich, § 2303 Rn. 1; MüKo-BGB/Lange, § 2303 Rn. 1; Bamberger/

Roth/G. Müller, § 2303 Rn. 1 (Stand: 01.08.2016); Kipp/Coing, Erbrecht, § 8 I;
Lange, Erbrecht, § 83 Rn. 1.

3 Vgl. BVerfGE 99, 341, 350 f.; MüKo-BGB/Lange, § 2301 Rn. 1; Kipp/Coing, Erb-
recht, § 8 I; Lange, Erbrecht, § 83 Rn. 1.

4 MüKo-BGB/Lange, § 2303 Rn. 1; Bamberger/Roth/G. Müller, § 2303 Rn. 1 (Stand:
01.08.2016); Lange, Erbrecht, § 83 Rn. 1; anders hingegen im römischen Recht, wo
ein materielles Noterbrecht galt, siehe hierzu unten unter B III.

5 MüKo-BGB/Lange, § 2303 Rn. 1; Lange, Erbrecht, § 83 Rn. 1; Oechseler, AcP 200
(2000), 605, 610 f.; Gerken, Rpfleger 1989, 45, 48.
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Die aktuelle Entwicklung zeigt, dass immer häufiger versucht wird,
„Schleichwege am Erbrecht vorbei“6 zu finden, um Pflichtteilsansprüche
ungeliebter Abkömmlinge oder Ehegatten zu vermeiden. Zwar mögen da-
bei unter Umständen auch achtenswerte Motive eine Rolle spielen, wie
z.B. die Erhaltung des Familienheims oder eines Unternehmens, jedoch
lassen sich Pflichtteilsansprüche nicht ohne Weiteres ausschließen. Nach
dem Urteil des BVerfG vom 19.04.20057 steht nunmehr fest, dass das
Pflichtteilsrecht, zumindest in Bezug auf die Kinder des Erblassers, als
Teil der Erbrechtsgarantie sogar verfassungsrechtlich verankert ist. Gemäß
Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 GG wird eine
„grundsätzliche unentziehbare und bedarfsunabhängige wirtschaftliche
Mindestbeteiligung“ der Kinder am Nachlass des Erblassers gewährleis-
tet.8 Eine Pflichtteilsentziehung kommt nur unter den engen Voraussetzun-
gen des § 2333 BGB in Betracht, welche oft nicht vorliegen. Eine weitere
Möglichkeit, das Pflichtteilsrecht ungeliebter Abkömmlinge auszuschlie-
ßen, ist der Erb- bzw. Pflichtteilsverzicht gemäß § 2346 BGB. Dieser setzt
als Vertrag jedoch die Einigung mit dem Betroffenen voraus, der wiede-
rum meist nicht ohne Weiteres zu einem Verzicht bereit ist.

Große Relevanz haben daher lebzeitige Vermögensübertragungen. Viele
Erblasser warten in der heutigen Zeit mit dem Vermögensübergang nicht
mehr bis zum Tod, sondern nehmen diesen bereits zu Lebzeiten gezielt
selbst in die Hand und verfolgen dabei nicht selten das Ziel, auf diese Wei-
se den Nachlass zu schmälern und dadurch Pflichtteilsansprüche zu redu-
zieren.9 Im Hinblick auf das Pflichtteilsergänzungsrecht gemäß
§§ 2325 ff. BGB stellt sich jedoch die Frage, inwieweit lebzeitige Vermö-
gensübertragungen überhaupt ein geeignetes Mittel zur Pflichtteilsmini-
mierung darstellen. Bei lebzeitigen Schenkungen des Erblassers steht den
Pflichtteilsberechtigten nämlich ein Anspruch auf Pflichtteilsergänzung
gemäß § 2325 Abs. 1 BGB zu. Die Pflichtteilsberechtigten werden durch
den Ergänzungsanspruch nicht nur am realen Nachlass des Erblassers be-
teiligt, sondern in dem in § 2325 BGB vorgesehenen Umfang auch an den
lebzeitigen Schenkungen des Erblassers.10 Die praktische Bedeutung des

6 Bamberger/Roth/J. Mayer, § 2325 Rn. 1 (Stand: 01.08.2015); Schmidt-Kessel,
DNotZ 1989, 158, 161.

7 BVerfGE 112, 332 ff.
8 BVerfGE 112, 332 (Ls. 1).
9 Vgl. Burandt/Rojahn/G. Müller, § 2325 Rn. 4.

10 Vgl. MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 1; Damrau/Tanck/Riedel, § 2325 Rn. 1.

A. Einleitung
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Pflichtteilsergänzungsanspruchs ist folglich sehr groß.11 Der Pflichtteilser-
gänzungsanspruch schützt den Pflichtteilsberechtigten jedoch nicht vor
jeglichen unentgeltlichen oder teilunentgeltlichen Geschäften, sondern nur
vor lebzeitigen Schenkungen des Erblassers.12 In vielen Fällen ist daher
streitig, ob und inwieweit in dem vom Erblasser vorgenommenen Vermö-
genstransfer eine Schenkung liegt, zumal die Erblasser immer nach neuen
Möglichkeiten suchen, wie sie ihr Vermögen auch ergänzungsfest am
Nachlass vorbeisteuern können. Die Komplexität der Pflichtteilsergänzung
spiegeln auch die höchstrichterlichen Entscheidungen der letzten Jahre wi-
der. Schließlich hat der BGH in den letzten Jahren gleich zweimal seine
Rechtsprechung zu pflichtteilsergänzungsrelevanten Streitfragen geän-
dert.13 Neue Probleme ergeben sich sodann auch durch die durch das Ge-
setz zur Änderung des Erb- und Verjährungsrecht vom 24.09.2009 (in
Kraft getreten am 01.01.2010) neu eingefügte „Pro-rata-Regelung“ in
§ 2325 Abs. 3 S. 1 BGB,14 die das zuvor geltende „Alles-oder-Nichts-Prin-
zip“ des § 2325 Abs. 3 HS. 1 BGB a.F. beseitigt hat und nunmehr eine
kontinuierliche Abschmelzung des Schenkungswertes vorsieht.

Die vorliegende Arbeit wird sich daher mit den derzeit aktuellen Pro-
blemen der Pflichtteilsergänzung näher auseinandersetzen. Dabei wird zu-
nächst auf die enorme Bedeutung sowie die historische Entwicklung des
Pflichtteilsergänzungsanspruchs eingegangen. Sodann erfolgt ein Über-
blick über die Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Pflichtteilsergän-
zungsanspruchs, da sich nur in diesem Kontext die dann folgenden aktuel-
len Streitfragen sinnvoll lösen lassen.

11 Burandt/Rojahn/G. Müller, § 2325 Rn. 4; BeckOGK/Schindler, § 2325 Rn. 1
(Stand: 01.01.2017); vgl. auch Dieckmann, in: FS Beitzke, S. 399, 400; Röthel,
AcP 212 (2012), 157, 159; Klingelhöffer, Pflichtteilsrecht, Rn. 522; siehe ferner
Leipold, Quantitative Rechtsprechungsanalyse zum deutschen Erbrecht, auf die er
in seinem Beitrag in JZ 2010, 802, 803 Fn. 2 verweist. Leipold zeigt, dass bei den
zum Erbrecht veröffentlichten Entscheidungen das Pflichtteilsrecht zusammen mit
dem Recht der Erbengemeinschaft den Spitzenplatz belegt und dass innerhalb der
Entscheidungen zum Pflichtteilsrecht das Pflichtteilsergänzungsrecht eine wesent-
liche Rolle spielt. Fast ein Drittel aller veröffentlichten Entscheidungen zum
Pflichtteilsrecht betreffen die Pflichtteilsergänzung.

12 MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 1; Lange, Erbrecht, § 91 Rn. 121.
13 BGHZ 193, 260 ff.; BGHZ 185, 252 ff.; siehe hierzu ausführlich unten unter C I

und C IV.
14 BGBl. 2009, Teil 1 Nr. 63, S. 3142, 3143.

A. Einleitung

17



Allgemeines zum Pflichtteilsergänzungsanspruch

Bedeutung

Das Pflichtteilsrecht ist gerichtet auf Nachlassteilhabe. Gemäß
§ 2311 BGB wird bei der Berechnung des Pflichtteilsanspruchs nach
§ 2303 Abs. 1 BGB der Bestand und der Wert des Nachlasses zum Zeit-
punkt des Erbfalls zugrunde gelegt. Daraus folgt, dass, wenn kein Nach-
lass vorhanden ist, der Pflichtteilsberechtigte auch keinen Pflichtteilsan-
spruch hat. Die Pflichtteilsberechtigten werden nur an dem zum Zeitpunkt
des Erbfalls noch vorhandenen Vermögen des Erblassers beteiligt. Da der
Erblasser zu Lebzeiten frei über sein Vermögen verfügen kann, besteht die
Gefahr, dass der Erblasser die Rechte der Pflichtteilsberechtigten gezielt
dadurch beeinträchtigt, dass er sein Vermögen bereits zu Lebzeiten ver-
schenkt.15 Lebzeitige Schenkungen schmälern den Wert des Nachlasses
und verringern damit auch den Pflichtteilsanspruch.

Davor, dass der Erblasser auf diese Weise Pflichtteilsansprüche unlieb-
samer Abkömmlinge umgehen kann, schützen die Vorschriften über die
Pflichtteilsergänzung (§§ 2325-2330 BGB).16 Gemäß § 2325 Abs. 1 BGB
steht dem Pflichtteilsberechtigten bei lebzeitigen Schenkungen des Erblas-
sers ein Anspruch auf Ergänzung des Pflichtteils in Höhe des Betrages zu,
um den sich der Pflichtteil erhöht, wenn der verschenkte Gegenstand dem
Nachlass hinzugerechnet wird. Der Pflichtteilsergänzungsanspruch durch-
bricht damit den Grundsatz des § 2311 BGB, indem der Wert der ver-
schenkten Gegenstände fiktiv zum Nachlass hinzugerechnet wird und die
Pflichtteilsberechtigten entsprechend ihrer Pflichtteilsquote auch an dem

B.

I.

15 Soergel/Dieckmann, Vor § 2325 Rn. 1; Lange/Kuchinke, Erbrecht, § 37 X 1 a; Mu-
scheler, Erbrecht II, Rn. 4215; ders., ErbR 2010, 246.

16 Vgl. BGHZ 171, 136, 138 f.; Motive V, S. 452 (Mugdan V, S. 240 f.); Bamberger/
Roth/J. Mayer, § 2325 Rn. 1 (Stand: 01.08.2015); BeckOGK/Schindler, § 2325
Rn. 1 (Stand: 01.01.2017); MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 1; Staudinger/Olshau-
sen, Vorbem. zu §§ 2325-2330 Rn. 1 f.; Palandt/Weidlich, § 2325 Rn. 1; Erman/Rö-
thel, Vor § 2325 Rn. 1; Burandt/Rojahn/G. Müller, § 2325 Rn. 1; Mayer/Süß/
Tanck/Bittler/Wälzholz/Pawlytta, § 7 Rn. 1; Schlitt/Müller/Schlitt, § 5 Rn. 2; Mu-
scheler, Erbrecht II, Rn. 4215; ders., ErbR 2010, 246.
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Wert der lebzeitigen Schenkungen des Erblassers beteiligt werden.17 Er
führt sozusagen zu einer Art der „Wiedereinsetzung in den vorherigen
Stand“18 und gleicht dadurch die Beeinträchtigung des ordentlichen
Pflichtteils aus.19 Die Beteiligung an den lebzeitigen Schenkungen ist al-
lerdings gemäß § 2325 Abs. 3 S. 2 BGB auf die letzten zehn Jahre be-
schränkt. Pflicht- und Anstandsschenkungen bleiben gemäß § 2330 BGB
ebenfalls außer Betracht.

Der Pflichtteilsergänzungsanspruch schützt den Pflichtteilsberechtigten
somit vor der „Aushöhlung“ seines Pflichtteilsanspruchs durch lebzeitige
Schenkungen,20 ohne dabei die Verfügungsbefugnis des Erblassers zu
Lebzeiten einzuschränken.21 Er richtet sich in erster Linie gegen den bzw.
die Erben.22 Der Beschenkte haftet gemäß § 2329 BGB nur, soweit der Er-
be nicht verpflichtet ist.23

Ohne den Pflichtteilsergänzungsanspruch wäre das Pflichtteilsrecht nur
unzureichend geregelt.24 Der Erblasser könnte ansonsten den Pflichtteils-
anspruch durch Schenkungen unter Lebenden schwächen oder gar ver-
nichten. Außerhalb des Pflichtteilsergänzungsrechts besteht nämlich nur
ein sehr beschränkter Schutz des Pflichtteilsberechtigten gegen lebzeitige
Zuwendungen über §§ 826, 138 BGB.25 In den Motiven zum Entwurf ei-
nes BGB heißt es deshalb zurecht, dass das Pflichtteilsrecht ohne den

17 v. Dickhuth-Harrach, in: FS Rheinisches Notariat, S. 185, 214; Muscheler, Erb-
recht II, Rn. 4215; ders., ErbR 2010, 246.

18 BGHZ 59, 210, 212.
19 Palandt/Weidlich, § 2325 Rn. 1; BeckOGK/Schindler, § 2325 Rn. 2 (Stand:

01.01.2017).
20 BGHZ 157, 178, 187; BGHZ 185, 252, 260 f.; MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 1;

Staudinger/Olshausen, Vorbem. zu §§ 2325-2330 Rn. 2; BeckOGK/Schindler,
§ 2325 Rn. 2 (Stand: 01.01.2017); PWW/Deppenkämper, § 2325 Rn. 1; Burandt/
Rojahn/G. Müller, § 2325 Rn. 1; Mayer/Süß/Tanck/Bittler/Wälzholz/Pawlytta, § 7
Rn. 1; Lange, Erbrecht, § 91 Rn. 121; Muscheler, Erbrecht II, Rn. 4215, ders.,
ErbR 2010, 264.

21 BGHZ 171, 136, 139; Staudinger/Olshausen, Vorbem. zu §§ 2325-2330 Rn. 2;
NK-BGB/Bock, § 2325 Rn. 1; Gottwald, Pflichtteilsrecht, § 2325 Rn. 1.

22 S.u. unter B V 1 a).
23 S.u. unter B V 2 b).
24 Staudinger/Olshausen; Vorbem. zu §§ 2325-2330 Rn. 2; Kipp/Coing, Erbrecht,

§ 13 vor I; Gottwald, Pflichtteilsrecht, § 2325 Rn. 2.
25 Vgl. BGH FamRZ 1972, 255, 257 f.; RGZ 111, 151, 155 f.; Staudinger/Olshausen,

Vorbem. zu §§ 2325-2330 Rn. 3; Soergel/Dieckmann, § 2325 Rn. 1; Palandt/Weid-
lich, § 2325 Rn. 1; Bamberger/Roth/J. Mayer, § 2325 Rn. 1 (Stand: 01.08.2015);
Erman/Röthel, Vor §§ 2325-2331 Rn. 10; NK-Pflichtteilsrecht/Gietl, § 2325 Rn. 2.
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Pflichtteilsergänzungsanspruch „kaum eine materielle Bedeutung“ hätte.26

Die durch das Pflichtteilsrecht beabsichtigte Mindestbeteiligung der
nächsten Angehörigen am Nachlass des Erblassers lässt sich somit nur
durch das Zusammenspiel von ordentlichem Pflichtteilsanspruch und
Pflichtteilsergänzungsanspruch erzielen. Solange die Rechtsordnung ein
Pflichtteilsrecht anerkennt, bedarf es daher auch eines Ergänzungsan-
spruchs.27

Rechtsnatur

Der Pflichtteilsergänzungsanspruch gemäß § 2325 Abs. 1 BGB28 ist ein
selbständiger außerordentlicher Pflichtteilsanspruch, der neben dem An-
spruch auf den ordentlichen Pflichtteil steht und von diesem unabhängig
ist.29 Zusammen bilden sie den sog. „Gesamtpflichtteil“.30 Das Bestehen
eines ordentlichen Pflichtteilsanspruchs ist demnach keine Voraussetzung
für die Geltendmachung eines Pflichtteilsergänzungsanspruchs.31 Unter
den zusätzlichen Voraussetzungen des § 2326 BGB kann daher auch dem
Erben ein Anspruch auf Pflichtteilsergänzung zustehen.32 Auch durch

II.

26 Motive V, S. 452 (Mugdan V, S. 240).
27 Staudinger/Olshausen, Vorbem. zu §§ 2325-2330 Rn. 1.
28 Zur umstrittenen Rechtsnatur des Anspruchs aus § 2329 BGB s.u. unter B V 2 e).
29 BGHZ 103, 333, 337; Bamberger/Roth/J. Mayer, § 2325 Rn. 2 (Stand:

01.08.2015); Staudinger/Olshausen, Vorbem. zu §§ 2325-2330 Rn. 10; MüKo-
BGB/Lange, § 2325 Rn. 5; BeckOGK/Schindler, § 2325 Rn. 4 (Stand:
01.01.2017); Palandt/Weidlich, § 2325 Rn. 2; Burandt/Rojahn/G. Müller, § 2325
Rn. 5 f.; Erman/Röthel, Vor §§ 2325-2331 Rn. 2; NK-BGB/Bock, § 2325 Rn. 4;
Lange/Kuchinke, Erbrecht, § 37 X 1 c.

30 Bamberger/Roth/J. Mayer, § 2325 Rn. 2 (Stand: 01.08.2015); BeckOGK/Schind-
ler, § 2325 Rn. 5 (Stand: 01.01.2017).

31 Vgl. MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 4; Staudinger/Olshausen, § 2325 Rn. 62;
Soergel/Dieckmann, § 2325 Rn. 2; Damrau/Tanck/Riedel, § 2325 Rn. 2; Lange,
Erbrecht, § 91 Rn. 126.

32 RGZ 58, 124, 126; RGZ 80, 135, 137; BGH LM Nr. 2 zu § 2325 BGB; MüKo-
BGB/Lange, § 2325 Rn. 4; Soergel/Dieckmann, § 2325 Rn. 1; Bamberger/Roth/J.
Mayer, § 2325 Rn. 3 (Stand: 01.08.2015); Staudinger/Olshausen, § 2325 Rn. 73;
BeckOGK/Schindler, § 2325 Rn. 7 f. (Stand: 01.01.2017); Burandt/Rojahn/G.
Müller, § 2325 Rn. 6; PWW/Deppenkämper, § 2325 Rn. 3 f.; Frieser/Lindner,
§ 2325 Rn. 3; Damrau/Tanck/Riedel, § 2325 Rn. 2; Lange, Erbrecht, § 91 Rn. 126;
vgl. hierzu auch die Ausführungen unten unter B V 1 a).
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Ausschlagung der Erbschaft wird ein etwaiger Ergänzungsanspruch nicht
berührt.33

Im Übrigen wird der Pflichtteilsergänzungsanspruch als außerordentli-
cher Pflichtteilsanspruch rechtlich grundsätzlich wie der ordentliche be-
handelt, d.h., dass die allgemeinen Regelungen über den Pflichtteil An-
wendung finden.34 Im Einzelnen bedeutet das: Dem Pflichtteilsergän-
zungsberechtigten steht auch der Auskunftsanspruch des § 2314 BGB zu35

und zwar auch gegenüber dem Beschenkten.36 Entstehung, Vererblichkeit
und Übertragbarkeit richten sich nach § 2317 BGB;37 die Pfändbarkeit

33 BGH LM Nr. 9 zu § 2325 BGB; MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 6; Staudinger/
Olshausen, § 2325 Rn. 72; Bamberger/Roth/J. Mayer, § 2325 Rn. 3 (Stand:
01.08.2015); BeckOGK/Schindler, § 2325 Rn. 8 (Stand: 01.01.2017); Soergel/
Dieckmann, § 2325 Rn. 1; Burandt/Rojahn/G. Müller, § 2325 Rn. 6; PWW/Dep-
penkämper, § 2325 Rn. 3; Frieser/Lindner, § 2325 Rn. 3; Lange/Kuchinke, Erb-
recht, § 37 X 1 c Fn. 439.

34 MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 5; Palandt/Weidlich, § 2325 Rn. 2; Staudinger/Ols-
hausen, Vorbem. zu §§ 2325-2330 Rn. 10; Soergel/Dieckmann, Vor § 2325 Rn. 2;
Bamberger/Roth/J. Mayer, § 2325 Rn. 2 (Stand: 01.08.2015); BeckOGK/Schind-
ler, § 2325 Rn. 4 (Stand: 01.01.2017); PWW/Deppenkämper, § 2325 Rn. 3; Bu-
randt/Rojahn/G. Müller, § 2325 Rn. 7; Erman/Röthel, Vor § 2325 Rn. 2; Frieser/
Lindner, § 2325 Rn. 2; NK-BGB/Bock, § 2325 Rn. 5; Lange/Kuchinke, Erbrecht,
§ 37 X 1 c Fn. 435.

35 RGZ 73, 369; Palandt/Weidlich, § 2325 Rn. 2; MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 5;
Bamberger/Roth/J. Mayer, § 2325 Rn. 2 (Stand: 01.08.2015); Staudinger/Olshau-
sen, Vorbem. zu §§ 2325-2330 Rn. 12; Soergel/Dieckmann, Vor § 2325 Rn. 2;
BeckOGK/Schindler, § 2325 Rn. 4 (Stand: 01.01.2017); Burandt/Rojahn/G.
Müller, § 2325 Rn. 7; Erman/Röthel, Vor §§ 2325-2331 Rn. 3; NK-BGB/Bock,
§ 2325 Rn. 5; Lange/Kuchinke, Erbrecht, § 37 X 1 c Fn. 435; der Auskunftsan-
spruch bezieht sich auch auf Pflicht- und Anstandsschenkungen gemäß
§ 2330 BGB, auch wenn diese nicht von § 2325 BGB erfasst sind, vgl. BGH NJW
1962, 245; Soergel/Dieckmann, Vor § 2325 Rn. 2; Erman/Röthel, Vor
§§ 2325-2331 Rn. 3.

36 Vgl. BGHZ 55, 378; BGHZ 107, 200, 203; Soergel/Dieckmann, Vor § 2325 Rn. 2;
Staudinger/Olshausen, Vorbem. zu §§ 2325-2330 Rn. 12.

37 Palandt/Weidlich, § 2325 Rn. 2; MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 5; Bamberger/
Roth/J. Mayer, § 2325 Rn. 2 (Stand: 01.08.2015); Staudinger/Olshausen, Vorbem.
zu §§ 2325-2330 Rn. 11; BeckOGK/Schindler, § 2325 Rn. 4 (Stand: 01.01.2017);
Soergel/Dieckmann, Vor § 2325 Rn. 2; Burandt/Rojahn/G. Müller, § 2325 Rn. 7;
PWW/Deppenkämper, § 2325 Rn. 3; Erman/Röthel, Vor §§ 2325-2331 Rn. 3; NK-
BGB/Bock, § 2325 Rn. 5; Lange/Kuchinke, Erbrecht, § 37 X 1 c Fn. 435.
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nach § 852 ZPO.38 Der Verzicht auf den Pflichtteil gemäß § 2346 BGB be-
inhaltet grundsätzlich auch den Verzicht auf den Ergänzungspflichtteil39

und im Rahmen der Pflichtteilsentziehung gemäß §§ 2333 ff. BGB er-
streckt sich die Entziehung auch auf den Ergänzungspflichtteil.40

Beim Pflichtteilsergänzungsanspruch nach § 2325 BGB handelt es sich
um eine reine Geldforderung.41 Er führt nicht zur Anfechtbarkeit der
Schenkung und ist auch nicht auf eine wertmäßige Beteiligung am Nach-
lass gerichtet.42

Geschichtliche Entwicklung des Pflichtteilsergänzungsanspruchs

Ursprung

Das Pflichtteilsrecht hat eine lange Tradition.43 Der Gedanke des Pflicht-
teils findet seinen Ursprung im römischen Recht.44 Zum Ausgang der rö-
mischen Republik mehrten sich die Fälle, in denen der Erblasser die in-
zwischen voll entwickelte Testierfreiheit allein dazu nutzte, um die nächs-

III.

1.

38 MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 5; Bamberger/Roth/J. Mayer, § 2325 Rn. 2 (Stand:
01.08.2015); BeckOGK/Schindler, § 2325 Rn. 4 (Stand: 01.01.2017); Staudinger/
Olshausen, Vorbem. zu §§ 2325-2330 Rn. 11; Soergel/Dieckmann, Vor § 2325
Rn. 2; PWW/Deppenkämper, § 2325 Rn. 3; Erman/Röthel, Vor §§ 2325-2331
Rn. 3; Lange/Kuchinke, Erbrecht, § 37 X 1 c Fn. 435.

39 Möglich ist auch ein auf den Ergänzungsanspruch beschränkter Pflichtteilsver-
zicht, siehe hierzu J. Mayer, ZEV 2000, 263.

40 MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 5; Staudinger/Olshausen, Vorbem. zu
§§ 2325-3230 Rn. 15; Soergel/Dieckmann, Vor § 2325 Rn. 2; Bamberger/Roth/J.
Mayer, § 2325 Rn. 2 (Stand: 01.08.2015); Burandt/Rojahn/G. Müller, § 2325
Rn. 7; PWW/Deppenkämper, § 2325 Rn. 3; Erman/Röthel, Vor §§ 2325-3231
Rn. 3; NK-BGB/Bock, § 2325 Rn. 5; Lange/Kuchinke, Erbrecht, § 37 X 1 c
Fn. 435.

41 BGH NJW 1974, 1327; Palandt/Weidlich, § 2325 Rn. 3; Bamberger/Roth/J.
Mayer, § 2325 Rn. 38 (Stand: 01.08.2015); MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 4;
BeckOGK/Schindler, § 2325 Rn. 320 (Stand: 01.01.2017); Burandt/Rojahn/G.
Müller, § 2325 Rn. 8; PWW/Deppenkämper, § 2325 Rn. 1.

42 BGH NJW 1996, 1743; Palandt/Weidlich, § 2325 Rn. 3; Bamberger/Roth/J.
Mayer, § 2325 Rn. 38 (Stand: 01.08.2015); MüKo-BGB/Lange, § 2325 Rn. 4; Bu-
randt/Rojahn/G. Müller, § 2325 Rn. 8; PWW/Deppenkämper, § 2325 Rn. 1.

43 Staudinger/Haas (Neubearb. 2006), Einl. zu §§ 2303 ff. Rn. 6.
44 Staudinger/Otte, Einl. zu §§ 2303 ff. Rn. 2 ff.; Kipp/Coing, Erbrecht, § 8 I 1; Mu-

scheler, Erbrecht II, Rn. 4077.
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ten Angehörigen grundlos zu enterben, weshalb das Bedürfnis nach einem
„Pflichtteilsrecht“ stieg.45 Den nächsten Angehörigen des Erblassers, die
im Testament pflichtwidrig umgangen wurden, räumte man daher das
Recht ein, vor dem für Erbschaftssachen zuständigen Centumviral-Gericht
im Wege der Anfechtungsklage (sog. „querela inofficiosi testamenti“) ge-
gen das Testament vorzugehen.46 Das Testament wurde dann für ungül-
tig47 erklärt und führte zum Eintritt der Intestaterbfolge, d.h., die Berech-
tigten wurden (Mit-)Erben und somit in Form eines materiellen Noterb-
rechts am Nachlass beteiligt.48 Zulässig war die Klage jedoch nur in den
Fällen, in denen der Erblasser dem Berechtigten weniger als die portio le-
gitima (Pflichtteil) hinterlassen hatte.49 Die Berechtigten erhielten somit
bei erfolgreicher Anfechtungsklage mehr als den Pflichtteil, nämlich durch
Eintritt der Intestaterbfolge den vollen gesetzlichen Erbteil.50 Für die Be-
rechtigten war es folglich vorteilhafter, wenn sie im Testament gänzlich
umgangen wurden und dann auf den vollen Erbteil klagen konnten, als
wenn sie mit dem Pflichtteil bedacht wurden.

Auch im römischen Recht erkannte man bereits die Gefahr, dass der
Erblasser den „Pflichtteil“ durch Schenkungen unter Lebenden umgehen
kann und die querela inofficiosi testamenti insoweit keinen ausreichenden

45 Staudinger/Otte, Einl. zu §§ 2303 ff. Rn. 4; Kaser/Knütel, Römisches Privatrecht,
§ 69 Rn. 2; Kaser, Römisches Privatrecht I, § 170 III.

46 Staudinger/Otte, Einl. zu §§ 2303 ff. Rn. 4; Kaser, Römisches Privatrecht I,
§ 170 III, § 173 I; Kaser/Knütel, Römisches Privatrecht, §§ 69 Rn. 2, § 70 Rn. 1 ff.;
Kipp/Coing, Erbrecht, § 8 I 1; Lange/Kuchinke, Erbrecht, § 37 I 1 b; v. Lübtow,
Erbrecht I, S. 554; Muscheler, Erbrecht II, Rn. 4079.

47 Die Ungültigkeit des Testaments reichte jedoch nur soweit, wie dies für den Ein-
tritt der Intestaterbfolge des/der Querulanten erforderlich war; im Übrigen blieb es
wirksam, siehe Kaser/Knütel, Römisches Privatrecht, § 70 Rn. 8, Muscheler, Erb-
recht II, Rn. 4080; Breidenbach, AcP 27 (1844), 338, 344.

48 Staudinger/Otte, Einl. zu §§ 2303 ff. Rn. 4 f. Kaser/Knütel, Römisches Privatrecht,
§ 69 Rn. 2; Kipp/Coing, Erbrecht, § 8 I 1; Lange/Kuchinke, Erbrecht, § 37 I 1; v.
Lübtow, Erbrecht I, S. 554 f.; Muscheler, Erbrecht II, Rn. 4079.

49 Dieser belief sich im Anschluss an die lex Falcidia aus dem Jahre 40 v. Chr. auf ¼
des Intestaterbteils und wurde durch Justinian auf 1/3 (bei bis zu vier Kindern)
bzw. ½ (bei mehr als vier Kindern) erhöht (Nov. 18 von 536), siehe hierzu Kaser/
Knütel, Römisches Privatrecht, § 70 Rn. 5; v. Lübtow, Erbrecht I, S. 554; Kipp/
Coing, Erbrecht, § 8 I 1; Lange/Kuchinke, Erbrecht, § 37 I 1; Muscheler, Erbrecht
II, Rn. 4080 f.

50 Kaser, Römisches Privatrecht I, § 170 III; ders., Römisches Privatrecht II,
§ 290 I 2; Kaser/Knütel, Römisches Privatrecht, § 70 Rn. 8.
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Schutz bot.51 Daher wurde in Anlehnung an die querela inofficiosi testa-
menti eine weitere Anfechtungsklage, die sog. querela inofficiosae dona-
tionis vel dotis entwickelt,52 im Rahmen derer die pflichtwidrigen Schen-
kungen und Dosbestellungen, durch die der Erblasser versucht hatte, den
Pflichtteil zu beeinträchtigen, als unwirksam behandelt und zum Nachlass
hinzugezogen wurden.53

Voraussetzung für die querela inofficiosae donationis war eine donatio
inofficiosa, eine pflichtwidrige Schenkung des Erblassers.54 Eine Schen-
kung war immer dann pflichtwidrig, wenn sie den zum Zeitpunkt der
Schenkungsvornahme zu berechnenden Pflichtteil verletzte.55 Dies war
dann der Fall, wenn das übrig gebliebene Vermögen den Pflichtteil – be-
rechnet von dem derzeitigen Vermögensbestand unter Hinzurechnung der
Schenkung – nicht zu decken vermochte.56 Maßgeblich war somit der Ver-
mögensbestand zum Zeitpunkt der Schenkung.57 War eine Schenkung zum
Zeitpunkt ihrer Vornahme nicht pflichtwidrig, so wurde sie es auch nicht
durch spätere Vermögensminderung.58 Andererseits konnte ein späterer
Vermögenszuwachs der Schenkung die Pflichtwidrigkeit nehmen, sofern
der Pflichtteil nunmehr gedeckt war.59 Nicht erforderlich war, dass der

51 Vgl. Breidenbach, AcP 27 (1844), 338, 346.
52 Erstmalige Erwähnung findet die querela inofficiosae donationis in einem Reskript

des Kaisers Alexander Severus (225-235 n. Chr.) Paul. D. 31, 87, 3 f. Weitere Aus-
gestaltung erfuhr die querela inofficiosae donationis durch eine Reihe weiterer
Reskripte (Cod. 3, 29; 30) sowie durch die Nov. 92; vgl. insoweit v. Lübtow, in: FS
Bosch, S. 573, Krüger, ZSSt (RomA) 60 (1940), 80, 87 ff.

53 Kaser, Römisches Privatrecht I, § 173 II; Kaser/Knütel, Römisches Privatrecht,
§ 70 Rn. 10; Breidenbach, AcP 27 (1844), 338, 346; Krüger, ZSSt (RomA) 60
(1940), 82, 87 ff.

54 Middelhoff, Der Anspruch auf Ergänzung des Pflichtteils, S. 5.
55 Siehe Nov. 92 Cap. I; vgl. auch v. Lübtow, in: FS Bosch, S. 573; Schindler, Pflicht-

teilsberechtigter Erbe, Rn. 57; Guthard, Der Anspruch auf Pflichtteilsergänzung
gegen den Beschenkten, S. 11; Middelhoff, Der Anspruch auf Ergänzung des
Pflichtteils, S. 5; Krüger, ZSSt (RomA) 60 (1940), 82, 89.

56 Middelhoff, Der Anspruch auf Ergänzung des Pflichtteils, S. 5; Guthard, Der An-
spruch auf Pflichtteilsergänzung gegen den Beschenkten, S. 11; Hahn, Das Recht
auf Ergänzung des Pflichtteils, S. 30.

57 Vgl. Guthard, Der Anspruch auf Pflichtteilsergänzung gegen den Beschenkten,
S. 11; Middelhoff, Der Anspruch auf Ergänzung des Pflichtteils, S. 5.

58 v. Lübtow, in: FS Bosch, S. 573; Middelhoff, Der Anspruch auf Pflichtteilsergän-
zung, S. 5; Schindler, Pflichtteilsberechtigter Erbe, Rn. 57.

59 v. Lübtow, in: FS Bosch, S. 573; Middelhoff, Der Anspruch auf Pflichtteilsergän-
zung, S. 5; Schindler, Pflichtteilsberechtigter Erbe, Rn. 57.
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Erblasser auch in der Absicht, den Pflichtteil zu verkürzen, gehandelt hat-
te, die objektive Verkürzung reichte insoweit aus.60 Streitig war indes, in-
wieweit die querela inofficiosae donationis in ihren Wirkungen der quere-
la inofficiosi testamenti gleichgestellt war.61 Insbesondere lässt sich nicht
sicher sagen, ob die querela inofficiosae donationis nur auf den „Pflicht-
teil“62 oder wie die querela inofficiosi testamenti auf die gesamte Intestat-
portion gerichtet war.63 Die Klage richtete sich unmittelbar gegen den Be-
schenkten.64 Bei mehreren Beschenkten haftete zunächst der zuletzt Be-
schenkte.65 Der Beschenkte haftete jedoch nur insoweit, wie er noch berei-
chert war.66 Eine zeitliche Beschränkung, wie sie das BGB vorsieht, gab
es nicht.67

Die Regelungen des römischen Rechts wurden schließlich als gemeines
Recht in Deutschland rezipiert, sie galten daher als Kaiserrecht und ver-
fügten mithin grundsätzlich über allgemeine Geltung.68 Damit bot die que-
rela inofficiosae donationis dem Pflichtteilsberechtigten auch im gemei-
nen Recht Schutz vor der Umgehung des Pflichtteils durch Schenkungen
unter Lebenden.69

60 So die h.M., vgl. Breidenbach, AcP 27 (1844), 338, 357 f.; Krüger, ZSSt (RomA)
60 (1940), 82, 91; Middelhoff, Der Anspruch auf Ergänzung des Pflichtteils, S. 5;
Guthard, Der Anspruch auf Pflichtteilsergänzung gegen den Beschenkten, S. 11;
Schindler, Pflichtteilsberechtigter Erbe, Rn. 57.

61 Diesbezüglich lässt sich den Quellen keine einheitliche Aussage entnehmen, siehe
hierzu ausführlich Breidenbach, AcP 27 (1844), 338 ff., der sich für eine vollstän-
dige Gleichstellung der beiden Klagen ausspricht (S. 354 f.); vgl. auch Krüger,
ZSSt (RomA) 60 (1940), 80, 83 ff.

62 So die h.M., ausführlich zum Meinungsstand Breidenbach, AcP 27 (1844), 338,
339 ff.; vgl. auch Guthard, Der Anspruch auf Pflichtteilsergänzung gegen den Be-
schenkten, S. 12.

63 Breidenbach, AcP 27 (1844), 338 ff.; Krüger ZSSt (RomA) 60 (1940), 80, 87 ff.;
Guthard, Der Anspruch auf Pflichtteilsergänzung gegen den Beschenkten, S. 12.

64 Middelhoff, Der Anspruch auf Ergänzung des Pflichtteils, S. 6; Guthard, Der An-
spruch auf Pflichtteilsergänzung gegen den Beschenkten, S. 12.

65 Middelhoff, Der Anspruch auf Ergänzung des Pflichtteils, S. 6.
66 Middelhoff, Der Anspruch auf Ergänzung des Pflichtteils, S. 6, Guthard, Der An-

spruch auf Pflichtteilsergänzung gegen den Beschenkten, S. 12.
67 Guthard, Der Anspruch auf Pflichtteilsergänzung gegen den Beschenkten, S. 12.
68 Muscheler, Erbrecht II, Rn. 4082; v Lübtow, in: FS Bosch, S. 573; Schindler,

Pflichtteilsberechtigter Erbe, Rn. 60; Hahn, Das Recht auf Ergänzung des Pflicht-
teils, S. 11.

69 Vgl. RGZ 11, 215, 216; Windscheid, Pandektenrecht III, § 586.
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Grundentscheidungen des BGB

Das Pflichtteilsrecht im BGB wurde nicht wie im römischen Recht als ma-
terielles Noterbrecht ausgestaltet, sondern zielt lediglich auf eine wertmä-
ßige Beteiligung am Nachlass, d.h., die Berechtigten haben einen Geldan-
spruch gegen die Erben auf Zahlung ihres Pflichtteils, vgl.
§ 2303 Abs. 1 BGB. Dies ist insofern nicht ungewöhnlich, da auch schon
das ALR70 und das ABGB71 nur noch einen Geldanspruch vorsahen.72

Den entscheidenden Grund für die Ausgestaltung als Geldanspruch sahen
die Verfasser des BGB darin, dass ein materielles Noterbrecht vielfach zu
Störungen und Streitigkeiten führen würde und eine Abfindung in Geld
immer leichter und glatter zu erledigen sei als die Teilung oder Liquidie-
rung des Nachlasses.73

Ein weiterer Unterschied zum römischen Recht besteht darin, dass sich
der Ergänzungsanspruch des BGB (§§ 2325 ff. BGB) nunmehr in erster
Linie gegen den Erben richtet.74 Dies beruht auf der Erwägung, dass der
Erbe auch Schuldner des ordentlichen Pflichtteilsanspruchs ist und die
Verpflichtung des Erben nicht allein deshalb, weil der Erblasser eine
Schenkung vorgenommen hat und dadurch den Pflichtteilsanspruch
schmälert, ausgeschlossen sein soll.75 Vielmehr muss der Erbe als Gesamt-
rechtsnachfolger auch für die Verkürzung des Pflichtteils aufkommen.76

Zudem soll der durch eine Verfügung von Todes wegen Bedachte nicht
besser gestellt werden als ein zu Lebzeiten Beschenkter.77

2.

70 In Preußen hat sich diese Auffassung allerdings erst recht spät durchgesetzt, vgl.
RGZ 6, 237, 252.

71 Vgl. §§ 775 ff. ABGB.
72 Vgl. Kipp/Coing, Erbrecht, § 8 II 2; Muscheler, Erbrecht II, Rn. 4082.
73 Protokolle bei Mugdan V, S. 764 f. = Protokolle V, S. 496 f.; vgl. auch Kipp/Coing,

Erbrecht, § 8 II 3.
74 Insofern folgt das BGB dem französischen Code civil, vgl. v. Lübtow, in: FS

Bosch, S. 573, 574; Guthard, Der Anspruch auf Pflichtteilsergänzung gegen den
Beschenkten, S. 16; Hahn, Das Recht auf Ergänzung des Pflichtteils, S. 63;
Schindler, Pflichtteilsberechtigter Erbe, Rn. 107; Motive V, S. 454 (Mugdan V,
S. 242).

75 Motive V, S. 454 f. (Mugdan V, S. 242).
76 Motive V, S. 454 (Mugdan V, S. 242); Damrau/Tanck/Riedel, Vor § 2325 Rn. 5;

Lange, Erbrecht, § 91 Rn. 123.
77 Motive V, S. 455 (Mugdan V, S. 242); Schindler, Pflichtteilsberechtigter Erbe,

Rn. 124; Hahn, Das Recht auf Ergänzung des Pflichtteils, S. 63.
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Nicht durchsetzen konnten sich die Überlegungen, den Schutz, ähnlich
wie im römischen Recht, auf übermäßige Schenkungen zu begrenzen und
damit im Rahmen der Ermittlung der Übermäßigkeit auf den Vermögens-
bestand zum Zeitpunkt der Schenkung abzustellen. Insofern weicht das
BGB von einer Vielzahl vor Schaffung des BGB geltenden Rechtsordnun-
gen ab.78

Den Zeitpunkt der Schenkung als für die Berechnung des Ergänzungs-
anspruchs maßgeblichen Zeitpunkt zu bestimmen, wurde als nicht gerecht-
fertigt erachtet, da ansonsten jede Schenkung unantastbar wäre, welche
den Pflichtteil nicht beeinträchtigt hätte, wenn der Erblasser zum Zeit-
punkt der Schenkung gestorben wäre.79 Ferner sei dem Grundsatz der Un-
entziehbarkeit des Pflichtteilsrechts zu entnehmen, dass jeder Schenkung
kraft Gesetzes die Voraussetzung innewohne, dass der Erblasser dem
Pflichtteilsberechtigten so viel hinterlasse, wie letzterer erhalten haben
würde, wenn das Geschenkte zur Zeit des Erbfalls im Nachlass vorhanden
wäre.80 Maßgeblicher Zeitpunkt für die Berechnung des Ergänzungsan-
spruchs könne somit nur der Zeitpunkt des Erbfalls sein. Im Übrigen wur-
de das Erfordernis der Übermäßigkeit auch insofern als ungerecht empfun-
den, da sich die Lage des Beschenkten als eine gänzlich andere erweisen
würde, je nachdem, ob die Schenkung das Maß der Übermäßigkeit um ein
Geringes übersteigt oder knapp dahinter zurück bleibe.81 Im ersten Falle
würde dem Pflichtteilsberechtigten ein Ergänzungsanspruch zustehen, im
zweiten hingegen nicht. Darüber hinaus wurden auch Bedenken gegen die
Praktikabilität einer solchen Beschränkung geäußert. Problematisch sei in-
sofern die Beweislast. Vielfach sei es nahezu unmöglich, den Bestand des
Vermögens zum Zeitpunkt der Schenkung nachträglich festzustellen.82

Schließlich bedürfte es beim Festhalten am Erfordernis der Übermäßigkeit
auch noch weiterer Vorschriften über den Einfluss bzw. die Einflusslosig-
keit späterer Vermögensmehrungen oder Vermögensminderungen.83

78 Motive V, S. 450 f. (Mugdan V, S. 240) mit Verweis auf die verschiedenen Rechts-
ordnungen.

79 Motive V, S. 452 (Mugdan V, S. 240 f.).
80 Motive V, S. 452 (Mugdan V, S. 241).
81 Motive V, S. 452 (Mugdan V, S. 241) mit Beispiel.
82 Motive V, S. 452 (Mugdan V, S. 241).
83 Motive V, S. 453 (Mugdan V, S. 241).
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Auch die Überlegungen der zweiten Kommission,84 nur Schenkungen
aus dem Stamm des Vermögens einzubeziehen, wurden letztendlich nicht
Gesetz. Dem Nachlass hinzuzurechnen sind grundsätzlich alle Schenkun-
gen mit Ausnahme von Pflicht- und Anstandsschenkungen im Sinne von
§ 2330 BGB.

Eingefügt wurde hingegen eine zeitliche Beschränkung. Allerdings
sprach sich die erste Kommission noch gegen die Einführung einer Zeit-
schranke aus. Wenn es um den Schutz vor Benachteiligung gehe, könne es
nicht auf eine Frist ankommen. Auch aus Zweckmäßigkeitsgründen sei
eine Zeitschranke nicht erforderlich.85 Die zweite Kommission befürwor-
tete sodann aber die Einführung einer Ausschlussfrist, auch wenn zunächst
streitig war, wie lang die Frist zu bemessen sei.86 Letztendlich entschied
man sich für eine Zehnjahresfrist, die in § 2325 Abs. 3 BGB Gesetz ge-
worden ist. Danach bleiben Schenkungen unberücksichtigt, wenn seit der
Leistung des verschenkten Gegenstandes zehn Jahre verstrichen sind.

Grundtheorien zur Erklärung der Pflichtteilsergänzung (dogmatische
Einordnung)

Unstreitig ist, dass der Pflichtteilsergänzungsanspruch vor der Aushöhlung
des Pflichtteilsrechts durch lebzeitige Schenkungen schützt und somit
Schutz vor einer Umgehung des Pflichtteilsrechts bietet.87 Auseinander
gehen jedoch die Ansichten zur Erklärung der Pflichtteilsergänzung.

IV.

84 Protokolle bei Mugdan V, S. 787 f. = Protokolle V, S. 581 f.
85 Motive V, S. 453 (Mugdan V, S. 241).
86 Beantragt wurde zunächst eine Frist von fünf Jahren und sodann eine von zwei

Jahren; siehe Protokolle bei Mugdan V, S. 787 ff. = Protokolle V, S. 581 ff.
87 Vgl. BGHZ 157, 178, 187; BGHZ 185, 252, 260 f.; MüKo-BGB/Lange, § 2325

Rn. 1; Staudinger/Olshausen, Vorbem. zu §§ 2325-2330 Rn. 2; BeckOGK/Schind-
ler, § 2325 Rn. 2 (Stand: 01.01.2017); PWW/Deppenkämper, § 2325 Rn. 1; Bu-
randt/Rojahn/G. Müller, § 2325 Rn. 1; Mayer/Süß/Tanck/Bittler/Wälzholz/Pawlyt-
ta, § 7 Rn. 1; Lange, Erbrecht, § 91 Rn. 121; Muscheler, Erbrecht II, Rn. 4215,
ders., ErbR 2010, 264; s.o. unter B I.
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Subjektive Theorie (Schutz vor Missbrauch)

Unbestritten ist zunächst, dass der Tatbestand des § 2325 BGB – anders
als der des § 2287 BGB – eine Benachteiligungs- oder Beeinträchtigungs-
absicht des Erblassers nicht voraussetzt. Im Rahmen des § 2287 BGB, der
eine ähnliche Regelung zum Schutze des Vertragserben enthält, muss der
Erblasser bei der Schenkung in der Absicht gehandelt haben, den Vertrags-
erben zu beeinträchtigen. Beim Pflichtteilsergänzungsanspruch hingegen
werden grundsätzlich alle Schenkungen,88 unabhängig von der inneren
Haltung des Erblassers, berücksichtigt. Eine Einschränkung der Schen-
kungseinbeziehung erfolgt lediglich durch die in § 2325 Abs. 3 S. 2 BGB
statuierte Zehnjahresfrist, wonach nur die Schenkungen der letzten zehn
Jahre bei der Berechnung des Pflichtteilsergänzungsanspruchs zu berück-
sichtigen sind.

Auch wenn der Pflichtteilsergänzungsanspruch somit nicht von den
Vorstellungen des Erblassers abhängig ist, wird im Rahmen der Erklärung
der Pflichtteilsergänzung und der damit einhergehenden Schenkungseinbe-
ziehung dennoch häufig auf die Motive des Erblassers verwiesen.89 Insbe-
sondere die Rechtsprechung knüpft in ihren Entscheidungen häufig an die
innere Haltung des Erblassers an und macht die Schenkungseinbeziehung
von dieser abhängig.90 So heißt es z.B. in den Urteilen des BGH vom
17.09.198691, 27.04.199492 und 29.06.201693, dass die Vorschriften der
Pflichtteilsergänzung den Pflichtteilsberechtigten vor einer „böslichen“
Schenkung des Erblassers schützen sollen, also vor Schenkungen, die der
Erblasser in der Absicht vornimmt, den Pflichtteilsanspruch zu schmä-
lern.94 Dies wird auch in der Entscheidung des BGH vom 21.06.197295

1.

88 Eine Ausnahme gilt nur für die in § 2330 BGB geregelten Pflicht- und Anstands-
schenkungen.

89 Vgl. hierzu auch die Ausführungen bei Röthel, AcP 212 (2012), 157, 166 ff. und
Zintl, Reform und Reformbedarf im Rahmen des § 2325 BGB, Rn. 10.

90 Vgl. BGHZ 59, 210, 215; BGHZ 98, 226; BGHZ 125, 395, 397 f.; BGH ZEV
2016, 445, 446 (Rn. 9 ff.).

91 BGHZ 98, 226, 233.
92 BGHZ 125, 395, 397 f.
93 BGH ZEV 2016, 445, 446 (Rn. 9).
94 So ausdrücklich auch Draschka, Vorweggenommene Erbfolge und Pflichtteilser-

gänzung, S. 23 ff.; Herrler, ZEV 2008, 461, 464; vgl. auch Rauscher, Reformfra-
gen des gesetzlichen Erb- und Pflichtteilsrechts, Bd. II, 2, S 370.

95 BGHZ 59, 210, 215.
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deutlich, wenn es dort heißt: „Die Absicht, das Pflichtteilsrecht dieser Per-
sonen zu kürzen, kann bei ihm [Erblasser] nicht bestanden haben“ und im
Hinblick darauf sodann das Bestehen eines Pflichtteilsergänzungsan-
spruchs verneint wird.

Stützen lässt sich diese subjektive Deutung der Pflichtteilsergänzung in
gewisser Weise auf die Aussagen des historischen Gesetzgebers. In den
Motiven heißt es zunächst: „Das ganze Institut richtet sich vorzugsweise,
wenn dies auch nicht ausdrücklich ausgesprochen wird, gegen die Mög-
lichkeit eines Mißbrauches der Verfügungsfreiheit seitens des Erblas-
sers.“96 Wenn von Missbrauch die Rede ist, wird also eindeutig an die in-
nere Haltung des Erblassers angeknüpft. Ferner heißt es in den Protokol-
len: „Der Umstand, daß bei solchen Schenkungen der Erblasser selbst
noch längere Zeit hindurch deren Folgen zu tragen habe, biete zugleich
eine Sicherheit dafür, daß der Erblasser bei der Vornahme der Schenkung
sich von guten Gründen und nicht von der Absicht habe leiten lassen, die
Pflichttheilsberechtigten zu benachtheiligen.“97 Auch in den Bundestags-
drucksachen zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erb- und Ver-
jährungsrechts wird dieser subjektive Anknüpfungspunkt wieder aufge-
griffen. So wird auch die in diesem Rahmen neu eingefügte Abschmel-
zungsregelung in § 2325 Abs. 3 S. 1 BGB mit Verweis auf die innere Hal-
tung des Erblassers begründet, indem es dort heißt: „Je länger die Schen-
kung zurückliegt, desto weniger sei von einer (möglicherweise unlauteren)
Benachteiligungsabsicht des Erblassers auszugehen.“98 Eine Benachteili-
gungsabsicht sei tatbestandlich allein deshalb nicht in § 2325 BGB aufge-
nommen worden, um Streit über eben diese zu vermeiden.99 Die Fristenre-
gelung generalisiere folglich dahingehend, dass nach zehn Jahren keine
Benachteiligungsabsicht mehr gegeben sei.100

Nach diesem Verständnis sollen die Vorschriften über die Pflichtteilser-
gänzung folglich der bewussten und gezielten Benachteiligung durch den
Erblasser entgegenwirken und haben somit einen subjektiven Anknüp-
fungspunkt. Auch wenn der Wortlaut eine Missbrauchsabsicht tatbestand-
lich nicht verlangt, so erlangt diese zumindest indirekt durch die Zehnjah-

96 Motive V, S. 458 (Mugdan V, S. 244).
97 Protokolle bei Mugdan V, S. 791 = Protokolle V, S. 588.
98 BT-Drucks. 16/8954, S. 21, Zu Nummer 25; so auch Leipold, Erbrecht, Rn. 844.
99 BT-Drucks. 16/8954, S. 21, Zu Nummer 25.

100 BT-Drucks. 16/8954, S. 21, Zu Nummer 25.
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